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1. Einleitung und Inhalt 
Die Abgabe einer Verpflichtungserklärung dient der Absicherung der Kosten für den Lebens-
unterhalt zu Gunsten eines Drittstaatsangehörigen1 (Verpflichtungsnehmer) und ermöglicht 
diesem den Nachweis im Verwaltungsverfahren, dass die Sicherung des Lebensunterhaltes 
als eine Regelvoraussetzung für die Erteilung eines Aufenthaltstitels im Hinblick auf § 5 Abs. 
1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) oder eines Visums (§ 6 AufenthG) gegeben ist. Zudem leitet 
sich daraus ein Erstattungsanspruch des Sozialhilfeträgers gegenüber dem Verpflichtungs-
geber ab, sofern der Verpflichtungsnehmer öffentliche Leistungen bezieht. 

Die folgende Arbeitshilfe regelt den Umgang mit Verpflichtungsnehmern, die in den Fachäm-
tern für Grundsicherung und Soziales / im Sachgebiet Leistungsrecht des Einwohner-
Zentralamtes Leistungen beantragen. 

2. Grundsätzliches 
Der Verpflichtungsgeber kann eine natürliche oder eine juristische Person sein. Die Rechts-
folgen einer solchen Erklärung, die gegenüber einer Ausländerbehörde abzugeben ist, re-
geln § 68 und § 68a AufenthG. Die Verpflichtungserklärung begründet keine unmittelbare 
Verpflichtung gegenüber dem begünstigten Verpflichtungsnehmer, sondern eröffnet staatli-
chen Stellen eine Erstattungsmöglichkeit für rechtmäßig gezahlte Leistungen, wenn der Ver-
pflichtungsgeber seiner Verpflichtung, die Kosten für den Lebensunterhalt des Verpflich-
tungsnehmers zu tragen, nicht nachkommt. 

Die Haftung des Verpflichtungsgebers besteht gem. § 68 Abs. 1 Satz 1 AufenthG für fünf 
Jahre bzw. bei vor dem 6. August 2016 abgegebenen Verpflichtungserklärungen für drei 
Jahre (vgl. § 68a Satz 1 AufenthG). Dazu wann die Haftung aus einer Verpflichtungserklä-
rung ausnahmsweise vor Ablauf dieses Zeitraums von fünf bzw. drei Jahren erlischt, weil der 
Aufenthaltszweck sich geändert hat, siehe unten Nr. 6.6.1. 

Bei der Entgegennahme einer Verpflichtungserklärung prüft die jeweilige Ausländerbehörde 
bzw. das Kundenzentrum auch die Bonität, also die Einkommensverhältnisse der Verpflich-
tungsgeber. Für Kurzaufenthalte von bis zu 90 Tagen (die Erteilung von Schengen-Visa zu 
Besuchszwecken) gilt nach Vorgabe der Behörde für Inneres und Sport (BIS) ein abgesenk-
ter Prüfungsmaßstab. Für Aufenthalte von mehr als 90 Tagen gilt hingegen nach Vorgabe 
der BIS ein strenger Prüfungsmaßstab, bei dem das Einkommen die jeweils individuell zu 

                                                
1 Drittstaatsangehörige sind Menschen, die nicht die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedsstaats der 
Europäischen Union besitzen. 
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bestimmende Pfändungsfreigrenze nach § 850 c ZPO mindestens um den zu bestimmenden 
Bedarf des Verpflichtungsnehmers überschreiten muss. 

 

3. Prüfung, Nachrang und anderweitige Bedarfsdeckung 

3.1 Nachrangigkeit der Leistungen 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG und § 2 SGB XII sind Leistungen nach dem AsylbLG bzw. 
SGB XII gegenüber anderweitiger Bedarfsdeckung nachrangig, insbesondere gegenüber 
Leistungen, die aufgrund einer Verpflichtung nach § 68 Abs. 1 Satz 1 AufenthG erbracht 
werden.  

3.2 Prüfungszeitpunkt 
Zur Feststellung einer vorrangigen Bedarfsdeckung muss in den folgenden Fällen nach dem 
unter 3.3 beschriebenen Verfahren geklärt werden, ob für den Antragsteller eine Verpflich-
tungserklärung vorliegt: 

• Bei Neuantragstellung eines Ausländers, der sich weniger als fünf Jahre dauerhaft in 
der Bundesrepublik aufhält, 

• bei jeder Weiterbewilligung von Leistungen für einen Drittstaatsangehörigen der sich 
weniger als fünf Jahre dauerhaft in der Bundesrepublik aufhält, wenn bei Neuantrag-
stellung noch keine Prüfung vorgenommen wurde2  und 

• bei Änderung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder einer Aufenthaltsgestat-
tung bzw. Duldung, wenn bei Neuantragstellung noch keine Prüfung vorgenommen 
wurde3. 

3.3 Verfahren 
Dazu muss der Antragsteller bei der Beantragung der Leistungen zunächst ausdrücklich be-
fragt werden, ob eine Verpflichtungserklärung vorliegt. Unabhängig davon gehört die Mittei-
lung über das Vorliegen einer Verpflichtungserklärung zu den Mitwirkungspflichten des An-
tragsstellers, da es sich um eine Angabe handelt, die für die Leistungsgewährung relevant ist 
und zudem der Verpflichtungsnehmer für den Antrag und die Einreise im Besitz der Ver-
pflichtungserklärung sein muss.  

Zusätzlich ist bei Antragstellung bzw. bei Anhaltspunkten eine Mail an das Funktionspostfach 
der BIS, Amt E, E316-2-Service@eza.hamburg.de mit dem Betreff „*Anfrage Verpflichtungs-
erklärung*“ zu senden (s. 8. Verfahren).  

Die BIS ermittelt im Anschluss, ob eine Verpflichtungserklärung vorliegt, wer der Verpflich-
tungsgeber ist und welchen Umfang die Erklärung hat und teilt dies der anfragenden Dienst-
stelle mit (§ 68 Abs. 4 AufenthG). Wenn sich herausstellt, dass eine Verpflichtungserklärung 
vorliegt, fordert die BIS bei der Auslandsvertretung eine Kopie der Verpflichtungserklärung 
an, die im Anschluss an die GS-Dienststelle weitergeleitet wird.  

                                                
2 3 Dies ist insbesondere bei Altfällen der Fall, bei denen im Rahmen des Erstantrages noch nicht nach 
dem in dieser AH festgelegten Verfahren geprüft wurde ob eine Verpflichtungserklärung vorliegt. 
 

mailto:E316-2-Service@eza.hamburg.de
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__68.html
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3.4 Anderweitige Bedarfsdeckung 
Der Leistungsausschluss nach § 8 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG (bzw. § 2 SGB XII) greift jedoch 
nur, soweit der erforderliche Lebensunterhalt anderweitig gedeckt ist. Das heißt, dem leis-
tungsberechtigten Ausländer müssen die zur Deckung ihres Bedarfs erforderlichen Mittel 
tatsächlich zur Verfügung stehen. Sollte der Verpflichtungsgeber seiner Verpflichtung nicht 
bzw. nicht vollständig nachkommen und der Bedarf des leistungsberechtigten Ausländers 
nicht gedeckt sein, hat eine Bewilligung von erforderlichen Leistungen zum Lebensunterhalt 
zu erfolgen. Die fehlende Bedarfsdeckung hat der Antragsteller darzulegen, z.B. mittels einer 
Erklärung des Verpflichtungsgebers über die Nichtleistung.  

Im Falle des Nachweises über die Nichtleistung können Anträge auf Leistungen nicht mit 
Hinweis auf eine vorliegende Verpflichtungserklärung abgewiesen werden, sondern müssen 
geprüft, und Leistungen bei Vorliegen aller Voraussetzungen (u.a. nach Prüfung der Ein-
kommens- und Vermögensverhältnisse) bewilligt werden.  

3.5 Weiteres Vorgehen 
Sollte es zu einer Bewilligung von Leistungen an den Antragsteller kommen, sind die er-
brachten Leistungen nach Anhörung (s. Anlage 1_Vordruck Anhörung VG) gegenüber dem 
Verpflichtungsgeber per Bescheid (s. Anlage 2_Vordruck Erstattungsbescheid) geltend zu 
machen (s. 6. Erstattung von Leistungen). 

Erfolgt aufgrund des Erstattungsbescheides keine Zahlung des Verpflichtungsgebers, wird 
das Vollstreckungsverfahren eingeleitet (s. 6.5 Vollstreckung). 

4. Leistungsumfang  

4.1 Leistungszeitraum 
Der Bewilligungszeitraum ist den tatsächlichen Umständen anzupassen.  

4.2 Erforderlicher Lebensunterhalt 
Der erforderliche Lebensunterhalt im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG bestimmt sich 
danach, welchem Kreis der Leistungsberechtigten der Antragsteller zuzuordnen ist. Das be-
deutet für Personen, die dem Kreis der Grundleistungsempfänger zugeordnet werden, ent-
spricht der Leistungsumfang dem des § 3 AsylbLG.  

Dementsprechend richtet sich der Leistungsumfang für Analogleistungsberechtigte nach § 2 
Abs. 1 AsylbLG nach den Bestimmungen des SGB XII, genauso wie für Leistungsberechtigte 
des SGB XII.  

4.3 Hilfen wegen Krankheit, Behinderung oder Pflegebedürftigkeit 

4.3.1 Syrer im Rahmen des Landesaufnahmeprogrammes 

Syrische Flüchtlinge, die im Rahmen des Landesaufnahmeprogrammes aufgrund einer Ver-
pflichtungserklärung nach Hamburg gekommen sind, haben einen Anspruch auf staatliche 
Leistungen wegen Krankheit, Behinderung oder Pflegebedürftigkeit im Sinne der §§ 4, 6 
AsylbLG.  

Diese Flüchtlinge werden nach § 264 Abs. 1 SGB V von der AOK Bremen/Bremerhaven be-
treut. Die AOK Bremen/Bremerhaven stellt eine Ersatzkarte für vier Monate aus. Jede weite-
re nachfolgende Ersatzkarte wird wieder nur für vier Monate befristet ausgestellt.  

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbv/3473312/fa-sgbv-264-abs-1/
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Bei einem Wechsel in den Analogleistungsbezug nach § 2 AsylbLG sind in diesen Fällen 
(syrische Flüchtlinge im Rahmen des Landesaufnahmeprogrammes) weiterhin die Kosten für 
Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft, Geburt, Pflegebedürftigkeit und Behinderung 
durch den Sozialhilfeträger zu übernehmen.  

Die Betreuung durch die AOK Bremen/Bremerhaven gem. § 264 Abs. 1 SGB V bleibt beste-
hen. Es ist keine Erstattung von dem Verpflichtungsgeber zu fordern.  

Die bei Analogleistungsbezug sonst übliche Betreuung gem. § 264 Abs 2 SGB V bei einer 
Krankenkasse nach Wahl findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

 

 

4.3.2 Andere Fälle 

Verpflichtungserklärungen umfassen im Übrigen (außer in den unter 4.3.1 genannten Fällen) 
regelmäßig die Haftung für die Kosten für Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft, Ge-
burt, Pflegebedürftigkeit und Behinderung im Sinne der §§ 4, 6 AsylbLG, bzw. nach 15 Mo-
naten den Hilfen zur Gesundheit gem. 5. Kap. SGB XII. 

Die gewährten Leistungen sind durch den Verpflichtungsgeber zu erstatten. 

4.3.3 Mitgliedsbeiträge GKV / PKV / PV 
Sofern der Verpflichtungsnehmer – ausnahmsweise – über eine gesetzliche oder private 
Krankenversicherung verfügt, sind die entsprechenden Versicherungsbeiträge unabhängig 
von der Ausgestaltung der Verpflichtungserklärung vom Verpflichtungsgeber zu erstatten, 
denn Krankenversicherungs- bzw. Pflegversicherungsbeiträge zählen zum Lebensunterhalt. 

4.4 Sonstiges 
Die Haftung aus der Verpflichtungserklärung umfasst auch die Rückreisekosten. 

5. Zuschuss an den nach § 68 Abs. 1 Satz 1 AufenthG Verpflichteten 
§ 8 Abs. 2 AsylbLG sieht als Ermessensleistung für besondere Ausnahmefälle einen Zu-
schuss an den nach § 68 Abs. 1 S. 1 AufenthG Verpflichteten vor. Damit wird diesem ein 
Recht auf Leistungen nach dem AsylbLG eingeräumt. 

5.1 Zuständigkeit 
Entscheidend für die Zuständigkeit ist der Wohn- oder Aufenthaltsort der leistungsberechtig-
ten Person (§ 10a Abs. 1 S. 2 AsylbLG) und nicht der des Verpflichteten. 

5.2 Voraussetzungen 
Voraussetzung für den Anspruch des Dritten ist zunächst, dass er eine Verpflichtung nach § 
68 Abs. 1 S. 1 AufenthG gegenüber einer in § 1 Abs. 1 AsylbLG genannten Person – dazu 
können auch Analog-Leistungsberechtigte nach § 2 Abs. 1 AsylbLG zählen – tatsächlich er-
füllt. 

Die Verpflichtung im Sinne des § 68 AufenthG muss mindestens sechs Monate erfüllt wor-
den sein. Dies ist der Fall, wenn die nach § 1 Abs. 1 AsylbLG leistungsberechtigte Person 
sich seit mindestens sechs Monaten im räumlichen Geltungsbereich des AsylbLG aufhält 
und keine Leistungen aus öffentlichen Mitteln erhalten hat, weil die nach § 68 Abs. 1 Satz 1 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbv/3473312/fa-sgbv-264-abs-1/
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AufenthG verpflichtete Person den Lebensunterhalt sichergestellt hat. Die Beweislast trifft 
den Anspruchssteller.  

Es müssen zudem außergewöhnliche Umstände in der Person des Verpflichteten vorliegen, 
die es dem Verpflichtungsgeber finanziell unmöglich machen, den Lebensunterhalt des Ver-
pflichtungsnehmers sicherzustellen. Es kommt also allein auf die konkreten Lebensumstände 
des Verpflichteten an.  

Die Situation der nach dem AsylbLG leistungsberechtigten Person ist unerheblich, so dass 
weder die unvorhergesehene Verlängerung ihres Aufenthalts ein Umstand ist, der den Ein-
satz öffentlicher Mittel rechtfertigt, noch dass die Kosten für die leistungsberechtigte Person 
wegen einer plötzlichen Erkrankung oder einer eintretenden Pflegebedürftigkeit unerwartet 
steigen (wenn die Verpflichtungserklärung diese Kosten umfasst).  

Außergewöhnliche Umstände sind insbesondere erhebliche, unvermittelte und unverschulde-
te Verschlechterungen der Einkommens- oder Vermögenssituation oder der Wohnsituation 
des Verpflichteten. Die Umstände dürfen zu dem Zeitpunkt, als die Verpflichtung nach § 68 
Abs. 1 Satz 1 AufenthG abgegeben wurde, noch nicht absehbar gewesen sein und müssen 
wirtschaftlich besonders ins Gewicht fallen. Dafür kommt beispielsweise eine nicht nur vo-
rübergehende Arbeitslosigkeit oder das Einsetzen einer Unterhaltsverpflichtung für naheste-
hende Verwandte in Betracht. 

5.3 Rechtsfolge  
Die zuständige Behörde kann bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen einen 
Zuschuss gewähren. Die Gewährung der Leistung wird damit in das Ermessen der Dienst-
stelle gestellt. 

Die Dienststelle darf die nach § 68 Abs. 1 Satz 1 AufenthG verpflichtete Person monatlich 
jedoch nur bis zum Doppelten des Betrags nach § 3 Abs. 1 S. 8 AsylbLG bezuschussen (vgl. 
§ 8 Abs.2 AsylbLG).  

6. Erstattung von Leistungen 
Aus der Verpflichtungserklärung ergibt sich ein Erstattungsanspruch gegenüber dem Ver-
pflichtungsgeber in Höhe der dem Verpflichtungsnehmer gewährten rechtmäßigen Leistun-
gen. Die Verpflichtungserklärung umfasst grundsätzlich die Haftung für den Lebensunterhalt 
der oder des Begünstigten (Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz - 
AVwV zum AufenthG Ziffer 68.1.1.1).  

Hierzu zählen die Kosten für Ernährung, Wohnung, Bekleidung und die Versorgung im 
Krankheitsfalle (Ausnahme: Landesaufnahmeprogramm für Syrer, s. Ziffer 4.3.1). 

Die Erstattungspflicht des Verpflichtungsgebers besteht nur insoweit, als die Leistungen zu 
Recht erbracht worden sind. Der Erstattungsanspruch ist durch Verwaltungsakt geltend zu 
machen (s. Anlage 2_Vordruck Erstattungsbescheid). Durch den Erstattungsbescheid wird 
eine öffentlich-rechtliche Forderung begründet, bei Sollstellung wird das Mahnverfahren ein-
geleitet. 

Die Forderung auf Grund einer Verpflichtungserklärung ist nach Maßgabe des VwVG voll-
streckbar. Danach hat grundsätzlich ein Leistungsbescheid durch den Leistungsträger zu 
ergehen (§ 3 Absatz 2 Buchstabe a) VwVG), dem dann die Anordnung der Vollstreckung 
folgt, wobei allerdings weder Bestandskraft noch Sofortvollzug des Leistungsbescheids für 
die nachfolgende Einleitung der Vollstreckung durch Vollstreckungsanordnung erforderlich 
sind (vgl. § 3 Absatz 2 Buchstabe c) VwVG).  

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
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6.1 Geltendmachung 
Umgehend nach der Bewilligung von Leistungen für den ersten Monat, ist dem Verpflich-
tungsgeber im Rahmen der Anhörung eine Aufforderung zur Stellungnahme zu der Gewäh-
rung von Leistungen für den ersten Monat zu übersenden. Nach der Anhörung (s. Anlage 
1_Vordruck Anhörung VG) ist ein Erstattungsbescheid (s. Anlage 2_Vordruck Erstattungsbe-
scheid) für den ersten Monat zu erstellen – verbunden mit einer einmaligen Sollstellung.  

Anschließend ist erst nach Ablauf von 6 Monaten erneut Erstattung für die bis dahin gewähr-
ten Leistungen zu fordern und die Erstattungsforderung ggf.im Wege der Vollstreckung zu 
verfolgen.  

6.2 Voraussetzungen für einen Erstattungsanspruch 
Um einen Erstattungsanspruch nach § 68 AufenthG durchsetzen zu können, müssen folgen-
de Voraussetzungen vorliegen:  

• Wirksame Verpflichtungserklärung 
• Kein Widerruf der Verpflichtungserklärung  
• Tatsächlicher und rechtmäßiger Leistungsbezug 
• Nicht verjährter Anspruch  

6.2.1 Vorliegen einer wirksamen Verpflichtungserklärung 

Der Erstattungsanspruch setzt voraus, dass der Verpflichtungsgeber eine rechtswirksame, 
schriftliche Verpflichtungserklärung gem. § 68 AufenthG abgegeben hat und die Einreise des 
Verpflichtungsnehmers innerhalb von sechs Monaten nach Ausstellung erfolgt. Aus dem 
Text der Erklärung muss eindeutig hervorgehen, dass sich die Person verpflichten will, für 
die Kosten des Lebensunterhaltes für die Dauer des Aufenthaltes aufzukommen.  

Des Weiteren muss der Zweck des Aufenthaltes des Verpflichtungsnehmers, für den die 
Verpflichtungserklärung abgegeben wurde, klar erkennbar sein (z.B. Besuch, Studium, 
Sprachkurs, Eheschließung, Kindernachzug (nur bei Adoption oder Stiefkindern), Kranken-
behandlung, humanitäre Hilfe) weil die Haftung aus einer Verpflichtungserklärung grundsätz-
lich nur für den Aufenthalt zu dem in der Verpflichtungserklärung angegebenen Aufenthalts-
zweck gilt. Sie erlischt, wenn dieser Aufenthaltszweck wechselt (siehe dazu sowie insbeson-
dere zu den Ausnahmen unter Nr. 6.6.1).  

Darüber hinaus muss die Verpflichtungserklärung die Unterschrift des Verpflichteten enthal-
ten. Für die Abgabe der Verpflichtungserklärung ist nach Nr. 68.2.1.1.1 AVwV-AufenthG ein 
bundeseinheitlicher Vordruck zu verwenden. Ist dieser Vordruck ordnungsgemäß ausgefüllt, 
ist grundsätzlich von einer wirksamen Verpflichtungserklärung auszugehen.  

6.2.2 Kein Widerruf oder Anfechtung der Verpflichtungserklärung 

Die Verpflichtungserklärung kann entsprechend § 119 ff. BGB grundsätzlich angefochten 
werden. Anfechtungsgegner ist die ausstellende Stelle (Ausländerbehörde bzw. Einwohner-
meldeamt der Bezirke). 

Zu entsprechender Anwendung kommen auch die Grundsätze über den Wegfall der Ge-
schäftsgrundlage aus § 60 HmbVwVfG gegenüber der Ausländerbehörde. Dabei wird eine 
nicht vorhersehbare wesentliche Veränderung der objektiven Umstände vorausgesetzt. Dies 
ist bei Eintritt von wirtschaftlichen Schwierigkeiten alleine nicht der Fall wohl aber bei Verlust 
des Arbeitsplatzes oder einer schweren Notlage anderer Angehöriger des Haftenden.  

Ob eine Verpflichtungserklärung angefochten wurde oder der Verpflichtungsgeber sich auf 
den Wegfall der Geschäftsgrundlage berufen hat, ist mit der Ausländerbehörde zu klären (s. 
8. Verfahren).  
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6.2.3 Vorliegen eines Leistungsbezuges 

Der Verpflichtungsnehmer muss tatsächlich rechtmäßig Leistungen bezogen haben. Von 
dem Verpflichtungsgeber kann nur nachträglich, d.h. nach Erbringung der Leistungen, durch 
Bescheid eine Erstattung der Leistungen verlangt werden. 

6.2.4 Verjährung 

Der öffentlich-rechtliche Erstattungsanspruch verjährt in entsprechender Anwendung des § 
195 BGB in drei Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem 
der Anspruch entstanden ist und die GS-Dienststelle von den anspruchsbegründenden Tat-
sachen Kenntnis erlangt bzw. ohne grobe Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen.  

Das bedeutet, die Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die GS-Dienststelle 
der Person, für die eine Verpflichtungserklärung abgegeben wurde, Leistungen gewährt hat 
und Kenntnis von der Verpflichtungserklärung erlangt hat bzw. ohne grobe Fahrlässigkeit 
hätte erlangen müssen. Bspw. ist von einer erstmaligen Kenntniserlangung erst dann auszu-
gehen, wenn aufgrund eines Auskunftsersuchens die BIS das Vorliegen einer Verpflich-
tungserklärung gegenüber GS bestätigt und zuvor der Verpflichtungsnehmer darüber keine 
Auskunft erteilt hat. 

6.3 Umfang des Erstattungsanspruchs 
Wer sich der Ausländerbehörde gegenüber verpflichtet hat, die Kosten für den Lebensunter-
halt eines Ausländers zu tragen, hat sämtliche öffentliche Mittel zu erstatten, die für den Le-
bensunterhalt des Ausländers aufgewendet werden. Der Verpflichtungsgeber ist mithin 
aus der Verpflichtungserklärung in Höhe der rechtmäßig bewilligten und gezahlten 
Leistungen zur Erstattung heranzuziehen. Eine Ermessensabwägung findet nicht statt. 
Mit der Verpflichtungserklärung ermöglicht der Verpflichtungsgeber die Einreise bzw. den 
Aufenthalt einer ihm ggf. nahestehenden Person. Die Verpflichtungserklärung entspricht da-
mit oftmals dem persönlichen Interesse des Verpflichtungsgebers.  

Ohne die Verpflichtungserklärung dürfte die Person nicht einreisen bzw. sich im Bundesge-
biet aufhalten, da ihr Lebensunterhalt nicht – anderweitig – gesichert wäre und deshalb eine 
maßgebliche Voraussetzung für die Erteilung eines Visums bzw. eines Aufenthaltstitels nicht 
vorläge. Durch die Verpflichtungserklärung wird die fehlende, aber erforderliche Sicherung 
des Lebensunterhaltes erfüllt. 

Die Verpflichtungserklärung wird freiwillig abgegeben. Vor Abgabe erfolgt in der Regel eine 
umfassende Beratung durch die Abteilung für Ausländerangelegenheiten des Einwohner-
Zentralamtes sowie der bezirklichen Ausländerdienststellen. Ferner findet eine Bonitätsprü-
fung statt, d.h. es wird geprüft, ob die übernommene Verpflichtung aus dem eigenen Ein-
kommen erfüllt werden kann. 

Seit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes erlischt eine ab dem 06.08.2016 abgegebene 
Verpflichtungserklärung jetzt spätestens fünf Jahre nach Einreise des Verpflichtungs-
nehmers. Zweck dieser zeitlichen Befristung ist u.a. die Vermeidung einer Überforderung des 
Verpflichtungsgebers.  

 Ferner endet sie, wie bereits ausgeführt, ggf. vorzeitig bei einem Aufenthaltszweckwechsel 
(siehe dazu unten Nr. 6.6.1). 

6.4 Statistische Erfassung 
Bei Geltendmachung des Erstattungsanspruchs ist zur statistischen Erfassung der Erstat-
tungsforderung aus Verpflichtungserklärung eine spezifische Einnahmeart zu wählen. Dafür 
stehen fünf Einnahmen unter EE Erstattungs-/Ersatzansprüche zur Verfügung:  

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__195.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__195.html
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Für Leistungen nach § 2 AsylbLG und § 3 AsylbLG: 
AsylbLG-VerpflichtErklärung 

Für Leistungen nach dem SGB XII: 
Kap. 3-VerpflichtErklärung 

Kap. 4-VerpflichtErklärung 

Kap. 6 klass-VerpflichtErklärung  

Kap. 6 psych-VerpflichtErklärung 

6.5 Vollstreckung 
Die bei der Abgabe ebenfalls vom Verpflichtungsgeber unterzeichnete Zweitschrift der Ver-
pflichtungserklärung wird lediglich benötigt, wenn die Verpflichtungserklärung selbst (z.B. in 
einem gerichtlichen Verfahren) in Abrede gestellt wird. Ansonsten folgt eine Vollstreckung 
aus öffentlich-rechtlicher Erstattungsforderung (Erstattungsbescheid). 

Durch die von der BIS gelieferten Informationen (Kopie der VE, s. 3. Prüfung, Nachrang und 
anderweitige Bedarfsdeckung) kann nachvollzogen werden, in welcher Dienststelle die 
Zweitschrift hinterlegt ist. GS fordert, wenn notwendig, die zuständige Stelle zur Übersen-
dung der Zweitschrift auf. Die aktenführende Dienststelle hat zu vermerken, dass und an 
wen die Zweitschrift abgegeben wurde. 

6.6 Gültigkeit bzw. Befristung der Verpflichtungserklärung  
Die Verpflichtungserklärung endet durch Zeitablauf oder ggf. auch vorher bei einem Wechsel 
des Aufenthaltszwecks. 

6.6.1 Zweckwechsel 

Grundsätzlich gilt eine Verpflichtungserklärung nur für den darin angegebenen Aufenthalts-
zweck und erlischt bereits vor Ablauf von fünf bzw. drei Jahren, wenn der Aufenthalt später 
zu einem anderen Zweck fortgesetzt wird. 

6.6.1.1 Kein Zweckwechsel 

Hierzu gilt allerdings folgende wichtige Ausnahme: In § 68 Abs. 1 S. 4 AufenthG ist seit dem 
6. August 2016 klargestellt, dass eine nach diesem Tag abgegebene Verpflichtungserklärung 
vor Ablauf von fünf Jahren nicht dadurch erlischt, dass ein Aufenthaltstitel nach den §§ 22 
bis 26 AufenthG erteilt wird oder eine Anerkennung nach §§ 3 oder 4 AsylG erfolgt ist.  

Diese Ausnahme betrifft insbesondere die Fälle, in denen nach dem Landesaufnahmepro-
gramm aufgenommene Syrer anschließend in einem Asylverfahren als schutzberechtigt an-
erkannt wurden und dann eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2 AufenthG erhal-
ten haben. Ebenfalls erfasst sind Fälle, in denen die Einreise mit einem Touristenvisum und 
einer Verpflichtungserklärung erfolgte, und die Verpflichtungsnehmer dann anschließend 
Asyl beantragen und als schutzberechtigt anerkannt werden. Die Haftung des Verpflich-
tungsgebers besteht in diesen Fällen während des laufenden Asylverfahrens (Rechtskreis 
AsylbLG) sowie nach dessen Abschluss (Rechtskreis SGB XII bei Anerkennung bzw. 
AsylblG bei Ablehnung) für den gesamten Fünf- bzw. Dreijahreszeitraum fort. 

Im Übrigen liegt ein Zweckwechsel beispielsweise nicht vor, wenn nach Einreise mit einem 
Visum zur Eheschließung nach der Eheschließung eine Aufenthaltserlaubnis als Ehegatte 
nach §§ 28 oder 30 AufenthG erteilt wird. In diesen Fällen ist nicht von einem Zweckwechsel 
auszugehen und die Verpflichtungserklärung gilt fort auch nach der Eheschließung. 
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6.6.1.2 Beispiele für einen Zweckwechsel 

Ein Zweckwechsel ist dagegen z.B. gegeben, wenn die Einreise mit einem Visum zu Be-
suchszwecken erfolgt und anschließend eine Aufenthaltserlaubnis wegen der zwischenzeitli-
chen Geburt eines deutschen Kindes erteilt wird. Die Verpflichtungserklärung erlischt dann 
mit Erteilung der Aufenthaltserlaubnis. 

Zu den Aufenthaltszwecken nach AufenthG und dem Wechsel zwischen diesen Aufenthalts-
zwecken siehe die Anlage 3 „Aufenthaltszwecke und Zweckwechsel im Hinblick auf die Haf-
tung aus einer Verpflichtungserklärung“. 

6.6.1.3 Verpflichtungserklärungen nach alter Rechtslage 

Für Verpflichtungserklärungen, die nach alter Rechtslage (mithin vor dem 6. August 2016) 
abgegeben wurden, gilt ebenfalls, dass von einem Zweckwechsel nur dann auszugehen ist, 
wenn ein Aufenthaltstitel erteilt wird, der unter einen anderen Abschnitt des Kapitels 2 des 
Aufenthaltsgesetztes fällt, als der bisherige. Das heißt, dass weiterhin der gleiche Aufent-
haltszweck vorliegt und der Verpflichtungsgeber weiterhin aus der Verpflichtungserklärung 
verpflichtet ist, wenn der Verpflichtungsnehmer einen anderen Aufenthaltstitel erhält, der 
jedoch weiterhin dem gleichen Abschnitt des Aufenthaltsgesetztes zuzuordnen ist. 

6.6.2 Befristung 

Mit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes (IntG) am 06.08.2016 wurden die Verpflichtungs-
erklärungen nach § 68 AufenthG auf eine Dauer von fünf Jahre befristet.  

Die Regelung des § 68 Abs. 1 bis 3 AufenthG gilt auch für vor dem 06.08.2016 abgegebene 
Verpflichtungserklärungen, jedoch mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitraumes von 
fünf Jahren ein Zeitraum von drei Jahren tritt.  

Sofern die Frist zum 06.08.2016 bereits abgelaufen ist, endet die Verpflichtung zur Erstat-
tung öffentlicher Mittel mit Ablauf des 31.08.2016 (Ende des Monats mit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes).  

Bei Personen, die im Rahmen von Landesaufnahmeprogrammen nach § 23 Abs. 1 AufenthG 
aufgenommen wurden, lässt die Erteilung eines (anderen) humanitären Aufenthaltstitels die 
Haftung des Verpflichtungsgebers aus der Verpflichtungserklärung vor Ablauf des Zeitrau-
mes von fünf Jahren bzw. drei Jahren unberührt.  

Es tritt kein sog. „Zweckwechsel“ (Wechsel des Aufenthaltstitels) ein, der die Fünf-Jahres-
Frist/Drei-Jahres-Frist verkürzt.  

7. Rechtskreiswechsel 
Sollte der Verpflichtungsnehmer einen anderen Aufenthaltstitel erhalten, der zum Bezug von 
Leistungen nach dem SGB II berechtigt, sind die Leistungen nach dem AsylbLG einzustellen. 
Der Leistungsberechtigte ist an das Jobcenter zu verweisen. Parallel sollte der zuständige 
Jobcenter-Standort über die Verpflichtungserklärung informiert werden. 

Sollte der abgebenden Stelle bereits die Zweitschrift zur Vollstreckung vorliegen, so hat auch 
diesbezüglich eine Mitteilung an die zuständige Stelle zu erfolgen. 
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8. Verfahren 

 

9. Inkrafttreten 
 

Diese Arbeitshilfe tritt am 18.01.2018 in Kraft. 

Wenn VE vor-
liegt: 
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